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Milliarden für Raucherwitwe

Aufsehenerregendes Urteil gegen Tabakhersteller

lid. NEW YORK, 20. Juli. Die amerikanische Tabakindustrie wird wieder einmal von ihrer Vergangenheit eingeholt: Ein Geschworenengericht in Florida entschied am Freitag, dass der zweitgrößte amerikanische Zigarettenhersteller Reynolds („Camel“) der Witwe eines Rauchers Schadensersatz von mehr als 23 Milliarden Dollar zahlen soll. Die Frau, deren Mann im Jahr 1996 an Lungenkrebs gestorben war, hatte dem Konzern vorgeworfen, die Gesundheitsrisiken des Rauchens verharmlost zu haben.

Ob dieses Urteil jemals Realität wird, ist allerdings sehr fraglich. Die Tabakindustrie ist in der Vergangenheit schon oft zu Schadensersatz- und Strafzahlungen in Milliarden-Dollar-Höhe verurteilt worden. Die Unternehmen wurden darin meist beschuldigt, Verbraucher über die Gefahren des Rauchens allgemein oder spezieller Produkte wie Light-Zigaretten getäuscht zu haben. Fast immer aber wurden die Summen in Berufungsverfahren deutlich reduziert oder gar ganz aufgehoben. So wurde zum Beispiel im Jahr 2002 der Marlboro-Hersteller Philip Morris verurteilt, einer Raucherin 28 Milliarden Dollar zu zahlen. Die Summe wurde in späteren Instanzen auf weniger als 14 Millionen Dollar nach unten korrigiert.

Im Fall des nun verhängten Urteils hat Reynolds bereits angekündigt, in die Berufung zu gehen. Ein Anwalt sagte, die Summe sei „exzessiv“ und liege „jenseits von Vernünftigkeit und Fairness“. Die Jury verurteilte Reynolds zum einen zu einer Schadensersatzzahlung von knapp 17 Millionen Dollar und zum anderen zu einer zusätzlichen Strafzahlung von 23,6 Milliarden Dollar. Solche Strafzahlungen („punitive damages“) sind eine Besonderheit des amerikanischen Rechts. Die verhängte Strafe entspricht fast dem Dreifachen des Jahresumsatzes von Reynolds. Die Klage der Witwe hat ihre Wurzeln in einem Schadensersatzurteil von 145 Milliarden Dollar, das im Jahr 2000 im Rahmen einer Sammelklage gegen mehrere amerikanische Tabakhersteller verhängt wurde. Dieses Urteil wurde 2006 mit der Begründung aufgehoben, der Fall hätte nicht als Sammelklage verhandelt werden dürfen. Gleichzeitig hieß es damals aber, die Kläger könnten ihre Ansprüche in Einzelklagen geltend machen.

